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Globales Konfliktpanorama
Im Verlauf des Jahres 1998 werden insgesamt 128
politische Konflikte ausgetragen, von denen 97
überwiegend friedlich und 31 gewaltsam verlaufen.
Der zwischen 1993 und 1996 beobachtete Abwärts-
trend bei der Zahl  der Gewaltkonflikte - nach einem
steilen Anstieg in den späten 80er und frühen 90er
Jahren - ist zum Erliegen gekommen. Damit stabili-
siert sich am Ende der 90er Jahre die Zahl der Krisen
und Kriege auf einem im Vergleich zum Beginn der
90er Jahre niedrigen Niveau.
· Im Verlauf des Jahres 1998 werden 31 politische
Konflikte gewaltsam ausgetragen (9 Kriege und
22 gewaltsame Krisen).
· 97 politische Konflikte verlaufen 1998 jedoch
völlig oder ganz überwiegend gewaltfrei
· Mit der Ausnahme des Eritrea-Äthiopien Kon-
flikts sind 1998 wiederum alle gewaltsamen
Konflikte innerstaatliche Konflikte.
· Ebenfalls mit der Ausnahme des Eritrea-
Äthiopien Konflikts werden alle internationalen
Konflikte völlig oder ganz überwiegend friedlich
ausgetragen.
· Die gewaltträchtigste Region 1998 ist Afrika (11
Gewaltkonflikte). Afrika löst damit den Vorde-
ren und Mittleren Orient (8 Gewaltkonflikte)
zum ersten Mal als gewaltträchtigste Region ab.
Es folgen Asien (ebenfalls 8 Gewaltkonflikte),
Europa und Amerika (je 2 Gewaltkonflikte). Auf
dem amerikanischen Kontinent finden die wenig-
sten Konflikte überhaupt statt, darunter aber ein
Krieg (Kolumbien: FARC).
Europa Afrika Amerika Asien Orient Gesamt
Konflikte lfd. neu end lfd. neu end lfd. neu end lfd. neu end lfd. neu end lfd. neu end Gesamt
Summe 1998
kumulativ gewaltlos




1 1 0 8 3 0 2 0 0 8 0 0 8 0 0 27 4 0 31
Summe am Stichtag
10.12.98 gewaltlos
20 16 13 20 20 89
Summe am Stichtag
10.12.98 gewaltsam
2 11 2 8 8 31
Summe am Stichtag
10.12.1998
22 0 27 6 15 0 28 1 28 1 120 8
Summe 1998
kumulativ
22 33 15 29 29 128
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Legende: Konflikt als Oberbegriff umfaßt Interessengegensätze (Positionsdifferenzen) um nationale Werte (Unabhängigkeit, Selbst-
bestimmung, Grenzen und Territorium) von einiger Dauer und Reichweite zwischen mindestens zwei Parteien (Staaten, Staatengrup-
pen, -organisationen, organisierte Gruppen), die entschlossen sind, sie zu ihren Gunsten zu entscheiden. Die Int nsität von Konflik-
ten kann von einem latenten Konflikt (Intensität 1) und einer Krise (Intensität 2), über eine ernste Krise mit Gewalteinsatz (Intensität
3) bis zu einem Krieg (Intensität 4) reichen. Konflikte der Intensitäten 1 und 2 haben vorwiegend gewaltlosen Charakter; Konflikte
der Intensitäten 3 und 4 werden hauptsächlich gewaltsam oder kriegerisch ausgetragen. ‚lfd.‘: 1997 bereits laufende; ‘neu` :1998
begonnene, politische und militärische Konflikte, die ein Mindestmaß an öffentlicher Aufmerksamkeit erlangt haben. ‚end‘ 1998 be-
endete Konflikte. ‚kumulativ‘: im Verlauf 1998 beobachtete Gesamtzahl der Konflikte. ‚Stichtag‘: am Stichtag 10.12.1998 beobach-
tete Konflikte = (lfd.+neu)-end)). Nur die jeweils höchste Intensitätsstufe im Jahresverlauf eines Konflikts wird angegeben. Die Ab-
grenzung der Regionen erfolgt nach geographischer, kultureller und konfliktbestimmter Zusammengehörigkeit.
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Europa
Im Kosovo-Konflikt hebt im März 1989 der
serbische Präsident Slobodan Milosevic die
Autonomie für die Provinz Kosovo auf. Die
seither schwelende Krise eskaliert im Februar
zum gewaltsamen Konflikt. Durch ihre Offensi-
ve können die Einheiten der kosovoalbanischen
UCK etwa ein Drittel der Provinz unter ihre
Kontrolle bringen. In einer Gegenoffensive im
Juli und August können die serbischen Sicher-
heitskräfte die Provinz zurückerobern, ohne
jedoch immer die effektive Kontrolle auszu-
üben. Nach der Ausschaltung der UCK übt die
NATO massiven Druck auf die jugoslawische
Führung aus, um eine friedliche Lösung zu er-
reichen. Die Androhung mit Luftangriffen be-
wegt Milosevic zum Einlenken. In der Verein-
barung vom Oktober sind ein Waffenstillstand,
der Abzug der serbischen Sondereinheiten, die
Rückkehr der Flüchtlinge, die Stationierung von
2200 OSZE-Beobachtern und eine endgültige
Autonomieregelung durch Verhandlungen vor-
gesehen.
Im Nordirland-Konflikt werden die seit dem
Juni 1996 unter Vermittlung des US-
Sondergesandten George Mitchell und der briti-
schen Nordirlandministerin Marjorie Mowlam
laufenden Verhandlungen am 10.4. durch ein
Friedensabkommen beendet. Die acht wichtig-
sten nordirischen Parteien, Großbritannien und
die Republik Irland einigen sich im wesentli-
chen darauf, den politischen Status der Provinz
nur zu ändern, falls eine Mehrheit dies wünscht,
eine neues Parlament nach dem Verhältniswahl-
recht zu wählen und einen gesamtirischen Rat
zu bilden, der der Republik Irland ein Mitspra-
cherecht gewährt. Der Friedensprozeß gestaltet
sich schwierig und ist nach wie vor gefährdet.
Im Juli blockieren zunächst militante Anhänger
des protestantischen Oranier-Ordens im Zuge
ihrer Traditionsmärsche katholische Viertel. Am
15.8. verübt die Real IRA, eine Abspaltung der
IRA, mit dem Anschlag von Omagh, das
schlimmste Bombenattentat in der Geschichte
des Konfliktes. Über die Fragen der Waffenab-
gabe und die Zusammensetzung des gesamtiri-
schen Rates gerät die Umsetzung des Abkom-
mens ins Stocken.
Nachdem im Zypern-Konflikt die jüngste Ver-
handlungsrunde am 2.4. erfolglos abgebrochen
wurde, kündigt die zyprische Regierung an, im
Oktober russische Mittelstreckenraketen zu sta-
tionieren. Daraufhin droht die türkische Regie-
rung mit der Zerstörung der vorgesehenen Ba-
sen. Beide Seiten haben den Termin jedoch
stillschweigend verstreichen lassen.
Der Ägäis-Konflikt schwelt trotz häufiger
Scheinluftkämpfe in dem umstrittenen Luftraum
über der türkischen Westküste nur latent weiter.
Der Streit zwischen Spanien und Großbritan-
nien um Gibraltar sowie zwischen Spa ien und
Marokko um die Enklaven Ceuta und Melilla
hält weiterhin an. Eine einvernehmliche Lösung





Rußland (Tschetschenien, Dagestan, Ingu-
schien)
2: meist gewaltlose Krise
Albanien (Unruhen)
Spanien (baskische Autonomie)




















Im Baskenkonflikt in Spanien verzichtet nach
Anschlägen im Frühjahr die militante baskische
Separatistenorganisation ETA im September auf
weitere Gewaltanwendung. Die Ankündigung
wird von der spanischen Regierung mit Skepsis
aufgenommen. Gleichwohl sind erste Verhand-
lungen in Gang gekommen.
In Frankreich ist der Konflikt mit den korsi-
schen Separatisten weiterhin latent vorhanden.
Im Konflikt Rumäniens mit der ungarischen
Minderheit werden die Vorschläge zur Privati-
sierung von Boden sowie die Schließung von
Staatsbetrieben von der betroffenen ungarischen
Minderheit als diskriminierend betrachtet.
Das am 24.11. zwischen Ungarn und der Slo-
wakei vereinbarte Protokoll sieht vor, den
Grundlagenvertrag vom März 1995 zur Rege-
lung der Minderheitenfrage in der Slowakei
umzusetzen.
Im Konflikt mit den russischen Minderheiten in
den baltischen Staaten wird in Lettland am
22.6. auf Empfehlung der OSZE ein neues
Staatsbürgerschaftsrecht verabschiedet, das die
Einbürgerung russisch-stämmiger Bevölkerung
erleichtert.
In der Grenzfrage zwischen Rußland und Li-
tauen unterzeichnen beide Staaten am 24.10.
einen Vertrag über den gemeinsamen Grenz-
verlauf. Auch Litauen und Weißrußland un-
terzeichnen ein Grenzabkommen am 25.3.98.
Afrika
Auf dem afrikanischen Kontinent nimmt sowohl
die Konflikthäufigkeit als auch die Konfliktin-
tensität zu. Bei den Streitgegenständen handelt
es sich meist um innerstaatliche Machtkonflikte,
oft werden aber auch Konflikte um Ressourcen
dabei überdeckt. Häufig zu beobachten ist das
Phänomen des völligen Zerfalls staatlicher Ord-
nung wie in Somalia, Liberia, Sierra Leone und
Teilen Kongos und die Übernahme der Macht
durch lokale Kriegsherren. Zwischen den ehe-
mals zusammengehörenden Eritrea und Äthio-
pien fand 1998 in Afrika der einzige zwischen-
staatliche Krieg, statt.
Am 7.6. unternimmt in Guinea-Bissau der frü-
here Armeechef Ansumane Mane einen
P tschversuch gegen Präsident Joao Vieira.
Mane war Anfang des Jahres unter dem Vor-
wurf des Waffenhandels mit den senegalesi-
schen Rebellen in der Casamance entlassen
worden. Regierungstreue und aufständische
Truppen liefern sich heftige Kämpfe. Auf Seiten
Vi iras greifen Truppen des Senegals und Gui-
neas in den Konflikt ein. Die senegalesischen
Rebellen des MFDC (Mouvement des forces
democratiques de Casamances) verbünden sich
mit Mane und erobern bis auf die Region um
die Hauptstadt ganz Guinea-Bissau. Nachdem
zwischenzeitlich vor allem senegalesische
Truppen gegen die Rebellen kämpfen, treffen
sich Mane und Vieira am 31.10. zu Gesprächen
in Banjul, Gambia, nachdem ein Vermittlungs-
versuch Portugals am 1.7. gescheitert war. Am
2.11. unterzeichnen beide Parteien nach Ver-
mittlung von Nigeria und Gambias auf dem
ECOWAS-Gipfel in Gambia ein Friedensab-
kommen. Dies sieht die Stationierung von
ECOMOG-Friedenstruppen und Wahlen im
März 1999 vor. Die Truppen Senegals bleiben
weiter im Land.
Im Zuge der Intervention in Gu ea-Bissau ver-
stärkt Senegal seine Anstrengungen, die Rebel-
len der MFDC in der Casamance-Region militä-
risch zu besiegen.
In Sierra Leone verschärfen sich Anfang des
Jahres die Kämpfe zwischen der von Nigeria
angeführten westafrikanischen Friedenstruppe
ECOMOG und Soldaten der Militärjunta von
Major Johnny Paul Koroma. Am 10. 3. kehrt
Präsident Ahmed Tejan Kabbah aus dem Exil
zurück, nachdem die Interventionstruppe die
Junta gestürzt und aus Freetown vertrieben hat.
Soldaten der Militärjunta sowie die mit ihnen
verbündeten RUF-Milizen haben sich ins Lan-
desinnere zurückgezogen und terrorisieren die
Bevölkerung. Kämpfe mit den ECOMOG-
Truppen dauern in einigen Landesteilen an.
In Liberia bleibt die Lage weiter kritisch. Im-
mer wieder kommt es zwischen Regierungs-
truppen und den Anhängern Roosevelt Johnsons
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zu bewaffneten Auseinandersetzungen. John-
son, ein Gegner des Präsidenten Charles Taylor,
entgeht am 20.9. seiner Verhaftung durch die
Flucht nach Nigeria. Der Ecomog-
Friedenstruppe ist es bisher nicht gelungen, eine
neutrale Armee in Liberia aufzubauen. Somit
besteht die Regierungsarmee größtenteils aus
der ehemaligen Kriegsmiliz des Präsidenten
Taylor, der NPFL (National P triotic Front of
Liberia).
Ethnische Konflikte in Ghana bleiben latent
bestehen.
Nigerias Streit mit Kamerun um die Bakassi-
Halbinsel, auf der reiche Erdölvorkommen ver-
mutet werden, bleibt ungelöst. Durch die Ver-
mittlung des Internationalen Komitees des Ro-
ten Kreuzes werden am 24.11. insgesamt 211
Kri gsgefangene und internierte Zivilisten zwi-
schen beiden Staaten ausgetauscht. Unterdessen
erwartet Kamerun den Schiedsspruch des Inter-
nationalen Gerichtshofs in Den Haag, welcher
von ihm mit der Klärung des Streits beauftragt
wurde.
In Nigeria wird nach dem Tod des Diktators
Sani Abacha am 8.6. Generalstabschef Abdusa-
lam Abubakar zu dessen Nachfolger im Präs-
dentenamt ernannt. Dieser kündigt die Übergabe
der politischen Macht an eine gewählte Zivilre-
gierung an. Auf Druck der Opposition wird
Moshood Abiola, der Wahlsieger von 1993,
freigelassen. Nach dessen plötzlichem Tod am
7.7. kommt es zu schweren Unruhen im ganzen
Land, bei denen mindestens 60 Menschen getö-
tet werden. Präsident Abubakar löst die Regie-
rung auf, das Militär bleibt aber im Amt. In Ni-
geria schwelen außerdem mehrere regionale
Konflikte. Diese bestehen meist zwischen ver-
schiedenen Ethnien und betreffen die Gewinn-
verteilung aus den Erdölverkäufen Nigerias.
Die innerstaatlichen Probleme des Tschadsind
wohl nicht behoben, können aber aufgrund der
ungenügenden Informationslage nicht abschlie-
ßend bewertet werden.
Im Bürgerkrieg im Sudan verhandeln die R-
gierung aus Khartoum und die sü sudanesische
Rebellenorganisation der SPLA (Sudanese
Peoples Liberation Army) unter John Garang
am 4.5. in Nairobi. Am 16.7. verkündet die
SPLA einseitig einen dreimonatigen Waffen-
stillstand. Nachdem im Süden, der von der
SPLA beherrscht wird, neben Uran auch Öl
gefunden wird, sprechen sich die Rebellen am
27.7. erstmals für eine Teilung des Landes aus.
Am 8.8. erklären beide Parteien die laufenden
Gespräche für gescheitert, wollen sich aber nach
sechs Monaten wieder zu Verhandlungen tref-
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die eine erneute Hungerkatastrophe im Südsu-
dan verhindern soll, wird von beiden Kon-
fliktparteien behindert.
Der Konflikt um die Unterstützung der Rebellen
im Sudan durch Eritrea bleibt bestehen.
Die fundamental-christliche LRA (Lords Resi-
stance Army) in Uganda, die von Sudan unter-
stützt wird, bekämpft weiter die Regierung in
Kampala.
Die  Situation der Afar in Djibouti ist unklar.
Dieser Konflikt ist aber weiterhin latent vorha-
den. Eritreas Grenzstreit mit Djibouti ist been-
det. Ende 1997 wird eine vertiefte Zusammen-
arbeit beider Staaten vertraglich festgelegt. An-
fang März reist Djiboutis Ministerpräsident
Gourat zu einem offiziellen Besuch nach Asm-
ra.
Im Konflikt zwischen Eritrea und Jemen er-
geht am 9.10. ein Schiedsspruch des Internatio-
nalen Gerichtshofs in Den Haag, der den Kon-
flikt um die Hanisch-Inseln beendet. Beide Sei-
ten akzeptieren das Urteil, in dem die Insel-
gruppe dem Jemen zugesprochen wird. Die
eritreischen Truppen räumen die Inseln und
werden am 1.11. durch 3.000 jemenitische Sol-
daten abgelöst.
Eritreische Truppen marschieren am 6.5. im
Norden Äthiopiens ein und besetzen ein etwa
240 qkm großes Gebiet. Da sich beide Seiten
unnachgiebig zeigen, erwächst aus den Grenz-
streitigkeiten der weltweit einzige zwischen-
staatliche Krieg 1998. Das umkämpfte Gebiet
liegt in der nähe der Stadt Ba ame und gilt als
gutes Ackerland, außerdem sind Gold- und
Marmorvorkommen vorhanden. Nach Luftan-
griffen beider Seiten bietet die OAU erfolglos
an, eine Friedensmission in das Kriegsgebiet zu
entsenden. Sowohl Telefonate des US-
Präsidenten mit den Staatschefs Eritreas und
Äthiopiens, Vermittlungsbemühungen der US-
Sonderbeauftragten Susan Rice sowie ein von
Ruanda und den USA ausgearbeiteter Fri-
densplan finden kein Gehör. In beiden Staaten
kommt es zu Deportationen und Ausweisungen
von eritreischen bzw. äthiopischen Zivilisten.
Seit der Einstellung der Kriegshandlungen ge-
ben sich Eritrea und Äthiopien unversöhnlich.
Die Lage in Somalia bleibt unübersichtlich.
Trotz des im Dezember 1997 in Kairo unter-
zeichneten Friedensabkommens und zahlreicher
weiterer Treffen der einflußreichsten Clanführer
brechen im Juni in Teilen Somalias schwere
Kämpfe aus. Nach ihrer Rückkehr von Frie-
densgesprächen in Libyen vereinbaren einige
Clanführer, darunter Ali Mahdi Mohamed und
Hussein Mohamed Aidid, am 16. 7. den Aufbau
einer Verwaltung für die Hauptstadt Mogadi-
schu. Ein Fortschreiten des Friedensprozesses
bleibt aber weiterhin durch den Widerstand von
Osman Ali Atto und anderen Kriegsherren be-
droht. Die Situation in Somaliland ist weitge-
hend friedlich. Einige Stämme fühlen sich je-
doch eher zum Nordosten Somalias, der ein
Regionalparlament eingerichtet hat, als zu So-
maliland zugehörig und würden eine lockere
Föderation mit Somalia bevorzugen.
Die ethnischen Konflikte in Kenia bleiben
weiter ungelöst. Nach den Wahlen im Januar
kommt es wie in früheren Wahlen zu blutigen
Straßenschlachten. Ob die zugesagte Verfas-
sungsreform die Lage stabilisieren kann, ist
nicht absehbar.
In Ruanda kämpft die Tutsi-Regierung weiter
gegen die  Hutu-Milizen. Im Verlauf des Jahres
liefern sich beide Seiten Gefechte, die Hunder-
t n das Leben kosten. Wegen Verbrechen wäh-
rend  des Genozids von 1994 vollzieht die Re-
gi rung am 22.4. Massenhinrichtungen. Am
29.8. kommt es in demselben Zusammenhang
zur ersten Verurteilung eines hochrangigen A-
geklagten durch den ad hoc Strafgerichtshof in
Arusha, Tansania.
Die Kämpfe in Burundi zwischen Hutu-
Milizen und Regierungssoldaten dauern 1998
an. Bei den schwersten Kämpfen kommen am
1.1. und 11.11. jeweils mehr als 100 Menschen
um. Am 13.1. verhängt Tansania ein Wirt-
schaftsembargo. Am 12.6. setzt Präsident
Buyoya eine Übergangsregierung ein, in der
auch Hutus Ämter erhalten. Nach Vermittlung
Ta sanias wird am 20.7. ein Waffenstillstand
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zwischen Rebellen und Regierung abgeschlos-
sen. Aus dem Konflikt im benachbarten Kongo
hält sich die weiter von Tutsi dominierte Regie-
rung weitgehend heraus, um den Friedensprozeß
im eigenen Land nicht zu gefährden.
Im Kongo ordnet  Präsident Laurent Kabila am
27.7. die Ausweisung aller Tutsi nach Ruanda
an. Diese und die mit ihnen ethnisch verwand-
ten Banyamulenge in der im Osten gelegenen
Kivu-Region rebellieren am 3.8. gegen Kabila.
Diese Einheiten kämpften im Mai gegen aus
Burundi und Ruanda geflohene Hutus. Zu
Spannungen kam es bereits zuvor, da die Tutsi-
Soldaten enttäuscht auf nicht eingehaltene Ver-
sprechen Kabilas reagierten, den sie im Vorjahr
gegen Mobuto Sese Seko unterstützt hatten. Die
Versprechen bezogen sich auf Teilhabe an der
Macht und Schürfrechte in der Katanga-
Provinz, die Kabila amerikanischen Firmen
übertragen hatte. Am 17.8. gründen die Rebel-
len die Sammlungsbewegung RCD (assem-
blement congolais pour la democratie) unter
Ernest Wamba dia Wamba. Am 24.8. greift An-
gola mit Boden- und Luftstreitkräften in die
Kämpfe ein. Neben den für Kabila kämpfenden
Hutu-Milizen aus Ruanda senden auch Namibia,
Simbabwe, Tschad und der Sudan Truppen zu
seiner Unterstützung. Die Truppen des Tschad
gelangen mit logistischer Unterstützung Libyens
in den Nordosten des Kongo Auf der Seite der
Rebellen kämpfen Truppen Ugandas und Ruan-
das. Die Kämpfe verlagern sich von der Region
um die Hauptstadt Kinshasa in den Osten. Dabei
kommt es zu direkten Konfrontationen der In-
terventionstruppen beider Seiten. Am 8.9.
scheitern Verhandlungen aller direkt beteiligter
Staaten ohne die RCD in Simbabwe ebenso wie
Gespräche bei einem Treffen der OAU in Addis
Abeba. Am 15.9. droht Ruanda Kabila mit ei-
nem offenen Krieg, sollte weiter Gefahr für sei-
ne Westgrenze bestehen. Ein Vermittlungsver-
such Südafrikas und der USA vom 5.11. bleibt
erfolglos. Auf dem Afrika-Gipfel in Paris am
29.11., an dem die RCD wieder nicht beteiligt
ist, verkündet Kabila seine Absicht mit den Re-
bellen am 18.12. in Burkina Faso einen Frie-
densvertrag schließen zu wollen.
Nach dem Sieg von Denis Sassou-Ngesso im
Bürgerkrieg in Kongo-Brazzaville und der
Flucht von Ex-Präsident Lissouba Ende des
letzten Jahres, kommt es am 16.1. und 4.2. zu
Massenhinrichtungen von Regimegegnern, die
zu organisiertem Widerstand nicht mehr in der
Lage sind.
Die Unruhen in Zentralafrika, die letztes Jahr
durch meuternde Soldaten und ehemalige Sol-
d ten Mobutus aus Zaire ausgelöst wurden, sind
be det. Am 28.11. finden Parlamentswahlen
unter Aufsicht einer UNO-Friedenstruppe statt.
Deren Mandat läuft jedoch im Februar 1999 vor
den Präsidentschaftswahlen aus.
In Angola kommt es am 21.7, 25.9 und am
15.10. zu Gefechten mit mehreren 100 Toten,
nachdem sich die UNITA-renovada von der
UNITA unter Jonas Savimbi abgespalten hatte.
Die UNITA verliert bereits Anfang des Jahres
an Einfluß, nachdem ihr die USA die Unterstüt-
zung entzogen haben und nun die Regierung
unter Präsident dos Santos unterstützen. Frank-
reich unterstützt dagegen die UNITA, die sich
im Kongo-Konflikt mit den Rebellen der RCD
verbündet hat. In der angolanischen Exklave
Cabinda dauert der Kampf sezessionistischer
Rebellen an. Gleichzeitig benutzt die Regierung
Cabinda als Ausgangsbasis für ihre Intervention
im Kongo.
Durch die Sezessionsbestrebungen des San-
Volkes im Caprivi-Streifen bleiben die Bezie-
hungen Namibias zu seinem Nachbar Botswa-
na weiterhin gespannt. In diesem Zusammen-
hang wirft der UN-Hochkommissar für Flücht-
linge Namibias Regierung Menschenrechtsve-
letzungen vor. Über 300 Namibier flüchteten im
Nov mber nach Botswana. Von der namibi-
schen Regierung erging ein Schießbefehl gegen
alle, die den Grenzfluß Chobe illegal überque-
en wollen. Zwei Inseln in diesem Grenzfluß
sind der Grund für einen weiteren seit Jahren
andauernden, Streit zwischen Namibia und
Botswana. In diesem Konflikt wird von beiden
Parteien der Internationale Gerichtshof in Den
Haag zur Klärung angerufen.
Der politische Rassenkonflikt in Südafrika
kann mit der Übergabe des Abschlußberichts
der Wahrheitskommission am 29. 10. als formal
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beendet gelten. Es ist allerdings ein Ansteigen
der nichtpolitischen  Gewalt zu beobachten.
Nach Dauerprotesten der Opposition in Lesotho
gegen einen angeblichen Wahlbetrug und nach
vergeblichen Vermittlungsversuchen Südafri-
kas, Botswanas und Simbabwes marschieren am
22. 9. auf Bitte des l othischen Premiermini-
sters Pakalitha Mosisili südafrikanische und
botswanische Truppen ein. Teile der l sothi-
schen Armee, die sich der Opposition ange-
schlossen haben, leisten heftigen Widerstand,
werden jedoch nach wenigen Tagen in die Berge
vertrieben. Am 29. 10. einigen sich Regierung
und Opposition unter Aufsicht der Intervention-
struppen auf die Schaffung einer Übergangsb-
hörde und Neuwahlen in 18 Monaten.
Der Sezessionskonflikt auf den Komoren ist
weiter ungelöst. Die Lage stabilisiert sich je-
doch vor allem durch die Anwesenheit von
Truppen der OAU auf der Insel Anjouan. Diese
hatte sich letztes Jahr für unabhängig erklärt,
woraufhin die Regierung militärisch interve-
nierte.
Asien
In Süd- und Südostasien dominieren interne
Konflikte um Autonomie bzw. Unabhängigkeit
einzelner Regionen und um politische Partizi-
pation, die zum Teil äußerst gewalttätig ausge-
tragen werden. Im Unterschied dazu sind die
Konflikte in Ostasien überwiegend zwischen-
staatlicher Natur und werden meist gewal arm
ausgetragen. Die Zahl der beobachteten Kon-
flikte ist konstant geblieben.
Südasien
Die seit Jahrzehnten anhaltende Konfrontation
zwischen Indien und Pakistan erfährt im Mai
eine Eskalation, als zunächst Indien und danach
Pakistan jeweils mehrere Atomtests durchfüh-
ren. Im Zusammenhang mit den indischen
Atomtests verschärft sich auch der Streit zwi-
schen Indien und der VR China um ihre ge-
meinsame Landgrenze. Indien und Pakistan
wollen nur unter der Bedingung dem Atomwaf-
fensperrvertrag beitreten, daß sie als offizielle
Atommächte aufgenommen werden. Als Reak-
tion auf die Atomtests verhängen mehrere west-
lich  Staaten ein Wirtschaftsembargo gegen
Indien und Pakistan, unter dem vor allem Paki-
stan leidet. Am Rande der UN-
Vollversammlung signalisieren die Ministerprä-
sidenten beider Staaten im September ihre Ge-
sprächsbereitschaft. Die seit Ende 1997 anhal-
tenden Gefechte entlang der Waffenstillstands-
linie in Kaschmir, werden bei einer am 18.10.
getroffenen Vereinbarung zwischen Vertretern
Indiens und Pakistans beendet. Die Frage der
Zugehörigkeit Kaschmirs bleibt jedoch weiter-
hin offen. Zahlreiche untereinander verfeindete
Guerillagruppen kämpfen im Nordosten Indiens
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um die Autonomie Assams. Die Spannungen
zwischen den ethnischen, sozialen und religiö-
sen Gruppen finden ihren Höhepunkt, als am
9.10 bei einem Anschlag 13 Menschen getötet
werden.
In Pakistan halten die blutigen Auseinanderset-
zungen zwischen verschiedenen ethnischen und
religiösen Gruppen (Sunniten, Schiiten, Pasch-
tunen und Mohajiren) unvermindert an.
Die Regierung von Bangladesch und Vertreter
der buddhistischen Guerillabewegung Sha ti
Bahini unterzeichnen am 2.12.1997 ein Frie-
densabkommen, das nach 24 Jahren zur Beile-
gung des Guerillakrieges in den Chittagong Hill
Tracts führen soll. Die Regierung gewährt den
ethnischen Gruppen Autonomierechte und den
Rebellen Amnestie, während diese zusagen,
innerhalb von 45 Tagen ihre Waffen niederzu-
legen. Die Oppositionsparteien Bangladeschs
sowie die in die Region eingewanderten musli-
mischen Bengalen lehnen das Abkommen ab.
Der Krieg um die Unabhängigkeit des tami-
lischen Nordostens Sri Lankas, der bereits
50.000 Tote gefordert hat, verschärft sich im
Jahre 1998 abermals. Nach einem Anschlag auf
die buddhistische Tempelanlage in Kandy ver-
bietet die Staatspräsidentin Sri Lankas, Kuma-
ratunge, am 26.1. die Guerillabewegung Libera-
tion Tigers of Tamil Eelam (LTTE). Im Juni
verhängt Kumaratunge eine Zensur über die
Kriegsberichterstattung. Der Vorschlag der Re-
gierung zur Beendigung des Bürgerkriegs, der
u.a. eine Teilautonomie der Provinzen vorsieht,
findet nicht die nötige Zweidrittelmehrheit im
Parlament. Zum Jahresende verstärken sich im
Norden die Kämpfe sowohl zu Land als auch
zur See, wobei mindestens 5.000 Menschen
getötet werden.
In Nepal hält der von der Untergrundbewegung
Jana Yudha ("Volkskrieg") initiierte Aufstand
an und fordert mehrere hundert Tote.
Auch der Minderheitenkonflikt zwischen der
von Nepal unterstützen n palesischen Minder-
heit in Bhutan und Bhutan schwelt weiter.
Ostasien
Ostasien bleibt im Vergleich zu Südasien und
Südostasien die gewaltärmere Subregion des
Kontinents. Zwischenfälle wie z.B. der nordko-
reanische Raketentest führen zwar zu kurzzeiti-
gen Spannungen in der Region, scheinen sich
aber nicht zu Konflikten auszuweiten.
Parallel zu den zwischen Süd- und Nordkorea
sowie der VR China und den USA in Genf ab-
gehaltenen Vier-Parteien-Gesprächen kommt es
auch weiterhin zu Grenzverletzungen zwischen
beiden koreanischen Staaten. Im Juni 1998 ver-
fängt sich ein nordkoreanisches U-Boot in ei-
n m Schleppnetz in südkoreanischen Hoheits-
gewässern. Trotz dieser Vorkommnisse führen
die südkoreanische Regierung und südkoreani-
sch  Geschäftsleute die Annäherung gegenüber
Nordkorea fort ("Sonnenscheinpolitik"). Erst-
mals darf im Gegenzug für de Lieferung von
Na rungsmitteln eine Gruppe südkoreanischer
Touristen im November 1998 Nordkorea besu-
chen.
Das geistige Oberhaupt der Tib ter, der Dalai
Lama, erklärt bei verschiedenen Anlässen, daß
sich die politische und geistige Funktion seines
Amtes überlebt habe und schlägt die kulturelle,
sprachliche und religiöse Autonomie Tibets
innerhalb der VR China als "mittleren Weg"
vor. Im Zusammenhang mit der anhaltenden
Besatzungspolitik der VR China kommt es im
Mai 1998 im tibetanischen Zentralgefängnis zu
einer Häftlingsrevolte. Nach der gewaltsamen
Niederschlagung des Aufstands der moslemi-
chen Uiguren in der autonomen Region X n-
jang durch die Regierung der VR China im
Vorjahr entspannt sich die dortige Lage im
Verlauf des Jahres 1998.
Erstmals seit dem Ende des chinesischen Bür-
gerkriegs treffen sich im Oktober 1998 rangho-
he Vertreter der VR China und Taiwans auf
dem chinesischen Festland zu einem Dialog, der
auf taiwanesischem Gebiet fortgesetzt werden
soll.
Der Streit zwischen der VR China, den Philip-
pinen, Vietnam, Malaysia, Taiwan, Brunei
und Indonesien um Besitzrechte an einzelnen
Konfliktbarometer 1998 9
der erdölreichen Inseln im südchinesischen
Meer hält an. Wie bereits im Vorjahr stehen
sich auch im Jahr 1998 die Philippinen und die
VR China mit Teilen ihrer Kriegsmarine gege-
über. Die VR China und Vietnam signalisieren
ihre Bereitschaft, den Streit um ihre Landgrenze
formal beizulegen.
Im Streit zwischen Japan und Rußland um die
Zugehörigkeit der Kurilen-Insel legen Regie-
rungsvertreter beider Seiten konkrete Vorschlä-
ge bezüglich der Verwaltung der Inseln vor. Die
Verhandlungen über den Friedensvertrag wer-
den 1998 weitergeführt.
Der Streit zwischen Japan und Südkorea um
den Status der Tokto-Insel bleibt ohne besond-
re Vorkommnisse bestehen.
Der Grenzstreit zwischen der VR China und
Kasachstan um den Gebirgspass Bai-Mursa
und um einen Streifen beim Fluß Sary-Tschardy
wird am 4.7. durch ein Grenzabkommen beige-
legt. Kasachstan erhält 53% und VR China 47%
des umstrittenen 1000 km² großen Gebiets.
Südostasien
Durch die Wirtschaftskrise intensivieren sich in
manchen südostasiatischen Staaten die Macht-
kämpfe an der Regierungsspitze sowie Kon-
flikte um die politische Partizipation.
Im Zuge des Machtkampfes in Kambodscha
zwischen Anhängern des Ministerpräsidenten
Hun Sen und des entmachteten Ex-
Koministerpräsidenten Ranariddh finden unter
Beteiligung von Splittergruppen der ehemaligen
Roten Khmer bis Februar 1998 Kämpfe statt.
Auf der Basis eines von Japan vermittelten
Friedensplans, der die Rückkehr Ranariddhs
und seine Teilnahme an den Parlamentswahlen
am 26.7. vorsieht, rufen Ranariddh und Hun Sen
am 27.2. zum unbefristeten Waffenstillstand
auf. Im April wird der Tod des früheren Dikta-
tors Pol Pot gemeldet. Der kambodschanische
Verteidigungsminister bricht Ende April 1998
die Friedensgespräche mit den noch kämpfen-
den Roten Khmer-Fraktionen ab. Bei den um-
strittenen Parlamentswahlen erhält die Partei
Hun Sens (CPP) nicht die für eine Alleinregi-
rung erforderliche Zweidrittelmehrheit. Mitte
November einigen sich HunSen und Ranariddh
erneut auf eine Koalitionsregierung. H  Sen
bleibt Ministerpräsident, während Ra ariddh
Parlamentspräsident wird. Letzte bewaffnete
Einheiten der Khmer Rouge ergeben sich An-
fang Dezember 1998.
In Myanmar setzt die Militärregierung "Coun-
cil for Peace and Development" die Militärope-
rationen, die Vertreibungen, die Zwangsum-
siedlungen und die Folter gegen zahlreiche eth-
nische Minderheiten (u.a. Sh n und Mong) fort.
Die Demokratiebewegung, deren prominenteste
Vertreterin die Friedensnobelpreisträgerin und
Vorsitzende der Nationalen Liga für Demokratie
Aung San Suu Kyi ist, wird weiterhin von der
Regierung behindert. Im Herbst werden über
300 Oppositionelle, darunter 50 Abgeordnete
des gewählten und nie zusammengetretenen
Parlaments, verhaftet. Durch Gesprächsange-
bote an einen Flügel der NLD versucht die Re-
gierung die Opposition zu spalten.
Auf den Philippinen unterzeichnen nach vier-
jährigen Verhandlungen die philippinische Re-
gierung und Vertreter der kommunistischen
Rebellen, darunter die National Democratic
Front (NDF), Mitte März 1998 in Den Haag ein
Menschenrechtsabkommen. Mit diesen und drei
weiteren noch zu schließenden Abkommen sol-
len die seit rund dreißig Jahren dauernden Aus-
einandersetzungen beendet werden.
In Malaysia entläßt im Streit innerhalb der Re-
gierung zur Bewältigung der Finanz- und Wirt-
schaftskrise Ministerpräsident Mahathir bin
Mohammed seinen Stellvertreter und Finanzmi-
nister Anwar Ibrahim. Dieser fordert bei von
ihm angeführten Demonstrationen den Rücktritt
Mahathirs, woraufhin er Mitte September ver-
haftet wird. Mit den Forderungen nach Anwar
Ibrahims Freilassung bekommt die Demokrati-
bewegung neuen Auftrieb.
Im Konflikt auf Papua-Neuguinea unterzeich-
nen im neuseeländischen C ristchurch Vertreter
der Regierung und der S paratistenbewegung
Bougainville Revolutionary Army (BRA) am
23.1. das "Lincoln-Abkommen". Es sieht vor,
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daß die seit 1988 anhaltenden Kämpfe, denen
ca. 20.000 Menschen zum Opfer fielen, zum
30.4. endgültig eingestellt und die Rebellen am-
nestiert werden. Der politische Status der Insel
Bougainville soll durch Verhandlungen geklärt
werden.
Die Wirtschaftskrise in Indonesien führt zu
Inflation und Massenarbeitslosigkeit. Seit Janu-
ar kommt es wiederholt zu Straßenschlachten
sowie zu Plünderungen, die sich insbesondere
gegen ethnische und religiöse Minderheiten
(u.a. Han-Chinesen) richten. Am 10.3. wird der
seit seinem Putsch im Jahre 1965 amtierende
Präsident Suharto von der "Beratenden Volks-
versammlung" für weitere 5 Jahre im Amt be-
stätigt, wobei ihm Sondervollmachten zur Auf-
standsbekämpfung verliehen werden. Die Wie-
derwahl Suhartos und die Erhöhung der Ener-
giepreise sind im Mai Auslöser heftiger Unru-
hen. Über 1000 Demonstranten werden von
Militär und Polizei erschossen. In Folge dieser
Vorgänge sowie auf Druck vom IWF und wegen
der mangelnden Unterstützung durch das Mili-
tär, erklärt Präsident Suharto am 21.5. seinen
Rücktritt. Seine Nachfolge tritt der bisherige
Vizepräsident Habibie an. Inhaftierte Regime-
gegner werden freigelassen, neue Parteien und
unabhängige Gewerkschaften werden zugelas-
sen. Trotzdem behalten die beiden Oppositions-
führer Megawati und Amien Rais ihren Druck
auf die Regierung bei und werden dabei durch
teilweise gewaltsame Demonstrationen von
Schülern und Studenten unterstützt. In Os ti-
mor, Aceh und Irian Jaya hat das Militär die
Lage unter Kontrolle. Am 20. 6. legt Habibie
einen Friedensplan für Osttimor vor, der die
Freilassung des Führers der Rebellenbewegung
FRETILIN, Gusmão, eine Finanzhilfe, einen
Truppenteilabzug sowie eine bedingte Autono-
mie vorsieht. Die FRETILIN besteht auf einem
Referendum über die Frage der Unabhängigkeit
und lehnt den Plan ab. Am 4.8. sowie am 6.10.
verhandeln die Außenminister Portugals und
Indonesiens unter Vermittlung der UN in New
York über einen Plan für ein autonomes Ostti-
mor. Bei einer Demonstration in Irian Jaya am





In Algerien geht nach grausamen Massakern
während des Ramadan das fast tägliche Morden
von Intellektuellen, Familien und Dorfgemein-
schaften weiter. Internationale Vermittlungsver-
suche der EU im Januar und Februar und der
Vereinten Nationen im August und Dezember
werden von der algerischen Regierung abge-
lehnt oder behindert. Mit der Einführung des
Hocharabisch als Landessprache hat der
Sprachkonflikt zwischen frankophonen Algeri-
ern und Berbern eine Eskalation erfahren. Der
Rücktritt von Staatspräsident Zeroual im Sep-
tember und die Ankündigung Wahlen im Febru-
ar 1999 abzuhalten geben Anlaß zu Spekulatio-
en über Machtkämpfe in der algerischen Füh-
rungsriege.
Im politischen Konflikt zwischen Marokko und
der POLISARIO  um das Westsahara-Gebiet ist
das Mandat der Vereinten Nationen bis Dezem-
ber 1999 verlängert worden. Streitgegenstand ist
die Größe der Wahlkreise im Zusammenhang
mit dem geplanten Referendum über den Status
des ressourcenreichen Wüstengebiets.
Die Ankündigung Libyens, die mutmaßlichen
Lockerbie Attentäter im Dezember 1998 an die
Niederlande auszuliefern, wo ihnen nach schot-
tischem Recht der Prozeß gemacht werden soll,
hat nicht das erhoffte Ende der UN Sanktionen
gegen Libyen gebracht.
Ägypten bleibt nach den Anschlägen militanter
Islamisten auf Touristen im vergangenen Jahr
dieses Jahr von weiteren Attentaten weitgehend
verschont. Der Konflikt zwischen Islamisten
und Regierung bleibt jedoch latent bestehen.
Golf
Der seit langem schwelende Konflikt zwischen
Bahrein und Qatar um die Hawar Inseln eska-
liert im Juli, als Bahrein verlauten läßt, es wolle
seine Pläne zum Bau einer Brücke, die die In-
seln mit dem bahreinischen Festland verbinden
sollen, nicht am Einwand Qatars scheitern las-
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sen.
Der Territorialkonflikt zwischen Saudi-
Arabien und Jemen um die Errichtung eines
100 km breiten und 500 km langen Korridors an
der jeminitisch-omanischen Grenze, der den
Saudis einen für die Ölförderung wichtigen Zu-
gang zum Golf von Aden verschaffen würde,
eskaliert im Juni, als saudische Truppen j mini-
tische Inseln im Roten Meer angreifen, um den
Jemen zu einem Einlenken in dieser Frage zu
bewegen.
Arabischer Osten und Türkei
Der Konflikt zwischen den UN-Rüstungs-
inspektoren der UNSCOM und dem Irak ge-
winnt im November eine neue Intensität. Sad-
dam Hussein verweigert den Inspektoren wie im
Vorjahr die Kooperation und fordert die Aufhe-
bung der Sanktionen. Die USA verstärken dar-
aufhin ihre Luft-, See-, und Bodenstreitkräfte,
um Druck auf den Irak auszuüben. Hussein
lenkt erst ein, als ein bereits von Präsident
Clinton befohlener Militärschlag wieder abge-
brochen wird.
In der ersten Jahreshälfte kommt es immer wie-
der zu heftigen Zusammenstößen zwischen Pa-
lästinensern und Sicherheitskräften Israels, bei
denen im Juni mindestens acht Palästinenser
sterben und über 200 verletzt werden. Unter
Vermittlung der USA wird am 26.10. in Wa-
shington das Abkommen von Wye von Israels
Ministerpräsidenten Netanjahu und dem Chef
der Palästinensischen Autonomiebehörde Arafat
unterzeichnet. Damit wird nach zähen Ver-
handlungen und zweijähriger Verspätung die
zweite Phase des O lo-Abkommens von 1996
verwirklicht. Israel soll sich in Teilschritten aus
insgesamt 13% des Westjordanlandes zurück-
ziehen. Die Palästinenser sollen ihren Kampf
gegen den Terrorismus verstärken und anti-
israelische Passsagen aus ihrer Gründungscharta
streichen. Trotz des Abkommens bleibt die Lage
durch die israelische Siedlungspolitik weiter
angespannt.
Die Gefechte zwischen Israel und der Hisbol-
lah im Südlibanon halten weiterhin an und for-
dern vermehrt zivile Opfer.
Die Verhandlungen zwischen Israel und Syrien
um die Golanhöhen stagnieren bislang immer
noch, an den bisherigen Positionen hat sich
nichts geändert.
Der Iran rückt im September von dem Todes-
urteil gegen Salman Rushdie ab und distanziert
sich von dem Kopfgeld in Höhe von ca. 2,5
Mio. Dollar.
Anfang Oktober beschuldigt die Türk i Syrien
der Unterstützung der PKK und fordert von
Syrien, dem Chef der PKK, Öcelan, keinen U-
terschlupf mehr zu gewähren. Die türkische
Regierung droht Syrien und ordnet die Verle-
gung von Truppen an die türkisch-syrische
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nung, als sich Damaskus bereit erklärt, seine
Unterstützung für die PKK einzustellen.
Im Kampf zwischen den beiden Kurdenparteien
PUK  (Patriotische Union Kurdistans) und der
DPK (Kurdische Demokratische Partei) kommt
es unter US-Vermittlung im September zu ei-
nem Abkommen, in der beide Parteien eine
Übergangsregierung sowie die Abhaltung von
Wahlen vereinbaren. Im November treffen sich
die Führer beider Parteien zu Gesprächen mit
der türkischen Regierung in Ankara.
Im Krieg zwischen der Türkei und der PKK
unternimmt die türkische Armee im November
den in diesem Jahr größten Vorstoß von ca.
25.000 Mann in den Irak, um gegen PKK-
Kämpfer vorzugehen. Die PKK wurde in den
vorangehenden Monaten kontinuierlich durch
türkische Offensiven geschwächt. Die Festnah-
me des PKK Führers Öçalan in Italien im De-
zember 1998 und die türkische Forderung nach
seiner Auslieferung führen zu diplomatischen
Spannungen innerhalb der EU sowie zwischen
der EU und der Türkei.
Zentralasien und (Trans-) Kaukasus
In Afghanistan gehen die Kämpfe der Bürger-
kriegsparteien weiter. Die am 26.4. aufgenom-
menen Friedensgespräche werden am 3.5. abge-
brochen. Im Verlauf ihrer Eroberungen im
Sommer 1998 sind die Milizen der Taliban un-
ter Umgehung des zentralen Hochlandes von
Südwesten nach Nordosten, in die von Dostams
Usbeken-Milizen gehaltenen Nordprovinzen
vorgestoßen und haben den größten Teil des
afghanischen Grenzgebietes im Norden besetzt.
Durch die Einnahme von Hayratan an der Gren-
ze zu Usbekistan, wurde die wichtigste Nach-
schublinie der Nordallianz unterbrochen. Bis
zum September können die Tal ban noch die
von proiranischen schiitischen Milizen gehalt-
ne zentrale Provinz Bamian erobern. Faktisch
sind die Taliban-Gegner damit innerhalb des
Landes nahezu isoliert. Deren Milizen, die
praktisch nur noch aus der ta schikischen Min-
derheit bestehen und von Ahmad Massud und
dem ehemaligen Präsidenten Rabbani geführt
werden, halten noch Teile der Provinzen Takhar
und Badakhschan, den Wakhan-Korridor zur
chi sischen Grenze sowie die strategisch
wichtige Salang-Straße nördlich der Hauptstadt
und das Panschir-Tal. Zwar kontrollieren die
Taliban insgesamt über 90 Prozent des Landes,
aber ihr Versuch noch vor dem Winter die Ein-
hei en von Massud endgültig zu schlagen, ist
gescheitert. Nach der Ermordung von neun ira-
nischen Diplomaten bei der Eroberung der
nordafghanischen Stadt Mazar-e Sharif durch
die Milizen der Taliban kommt es im September
zu  Konflikt zwischen dem Iran und Afghani-
stan. Der Iran verlangt die Auslieferung der Tä-
ter und setzt Anfang November umfangreiche
Manöver an der Grenze zu Afghanistan an. Die
Gefahr eines afghanisch-iranischen Krieges ist
jedoch nach Verhandlungen Mitte Oktober mit
der Taliban in Islamabad gebannt.
In Tadschikistan kommt die Verwirklichung
des Friedensabkommens von Ende Juni 1997
nur schleppend voran. Im März brechen schwe-
re Gefechte aus. Im November kommt es zum
ersten Mal zu heftigen Kämpfen in der nördli-
 Region Leninabad. In der Hauptstadt
Duschanbe werden wichtige Regierungs- und
Verwaltungsgebäude, sowie der Flughafen von
Rebellen besetzt. In der Stadt Chodschent
kommt es zu heftigen Kämpfen. Verantwortlich
dafür ist der ehemalige Armeeoffizier und Re-
bellenchef Chodojberdijew, ein Usbeke, der sich
von dem Abkommen in Moskau Ende Juni 1997
übergangen fühlt. An der Grenze zu Usbekistan
pitzt sich die Situation krisenhaft zu, da ver-
mutet wird, daß Chodojberdijew von dort unter-
stützt wird. Eine Woche nach Ausbruch der
Kämpfe haben die Regierungstruppen die Regi-
on wieder vollständig unter Kontrolle.
Iran und Rußland unterzeichnen am 10.1. eine
Reihe von Abkommen im Bereich der Öl-und
Gasförderung im Kaspischen Meer. Es muß
jedoch noch der rechtliche Status des
Kaspischen Meeres geklärt werden. Durch neue
B timmungen zur Regelung des Schiffahrts-
verkehrs durch die türkischen Meerengen zwi-
schen dem schwarzen Meer und dem Mittel-
meer im November, hat die Türkei den Kampf
um die Kontrolle des ka pischen Erdöls zusätz-
lich verschärft.
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Im Konflikt zwischen Armenien und Azerbai-
jan um Berg-Karabach bekräftigen trotz un-
nachgiebiger Positionen der armenische Präsi-
dent Kotscharjan und der aserbaijanische Alijew
an ihrem Treffen am 29.4 das Festhalten am
Friedensabkommen von 1994.
Die Lage im Nordkaukasus ist durch die einzel-
nen Sezessionskonflikte weiterhin instabil. In
Dagestan, Inguschien (bzw. Inguschetien),
Nordossetien und Tschetschenien gab es eine
anhaltende Welle von Gewalt und Entführun-
gen. In Tschetschenien kommt es durch die Er-
nennung des Ex-Rebellenchefs Bassajew zum
Premier in Januar zu Spannungen mit Moskau.
Im Juli führen Soldaten der regulären Armee
und die sogenannten  „Scharia Bataillone“ der
islamischen Fundamentalisten längere Gefechte.
Besondere Aufmerksamkeit bei den muslimi-
schen Teilverbänden gilt der Bewegung der
Wahabiten, die den Nordkaukasus in einen
„Gottesstaat“ verwandeln wollen. Sie operieren
an beiden Seiten der Grenze zu Dagestan. In
Dagestan kommt es in diesem Jahr zu zahlrei-
chen kleineren bewaffneten Konflikten mit ein-
zelnen lokalen Milizen, religiösen und eth ni-
schen Gruppen. Die Verhandlungen der Streit-
parteien am 23.5. führen nur für eine kurze Zeit
zum Ende der Auseinandersetzungen.
In Georgien kommt es immer wieder zu Unru-
hen durch Rebellen und Anhänger des georgi-
schen Ex-Präsidenten Gamsachurdia. Im Okto-
ber findet ein Armeeaufstand statt. Dieser wird
jedoch schnell niedergeschlagen.
Der Konflikt zwischen Georgien und Abchasi-
en ist weiterhin durch gelegentliche Kämpfe
gekennzeichnet, die vor allem zwischen ab a-
sischen Polizisten und dem g orgischen Frei-
willigenverband, der “Weißen Legion“ in der
UNO und GUS kontrollierten Sicherheitszone
Gali geführt werden. Die Verhandlungen in
Moskau im Juli brechen zusammen, so daß die
Lage weiterhin instabil bleibt.
Amerika
In der erneut konfliktärmsten Region Nord-,
Zentral- und Südamerika überwiegen wie im
vergangenen Jahr Deeskalation und Stabilisie-
rung. Putsche oder Putschversuche hat es wie-
derum nicht gegeben und neue Konflikte sind
nicht aufgetreten. Erhöhte Beachtung fanden die
Einigung im Grenzkonflikt zwischen Ecuador
und Peru und die Verhandlungen mit der ko-
lumbianischen ELN-Guerilla in Würzburg.
In Kanada ist aufgrund einer Entscheidung des
Supreme Courts erneut Bewegung in die Aus-
einandersetzung um die Sez ssionsbestrebungen
der Provinz Quebec gekommen. Das Urteil un-
tersagt der Provinz, sich einseitig von der Föde-
ration zu lösen und unterstreicht die Pflicht der
Bundesregierung zu Verhandlungen. Die Positi-
on des Gerichts gibt beiden Seiten die Hoffnung
auf eine Lösung des Konflikts in ihrem Sinne.
Nach dem Sieg der separatistischen Parti Que-
becois bei den Provinzwahlen vom 1. Dezember
hat ihr Chef Bouchard angekündigt, eventuell
ein drittes Referendum über die Unabhängigkeit
einzuleiten.
Nach dem Papstbesuch auf Kuba im Januar ent-
spannt sich der Konflikt zwischen den USA u d
Kuba leicht. Im März kündigt die US-
Regierung den Verzicht auf 1996 erlassene,
wirtschaftliche Strafmaßnahmen an. Auch 1998
wurden die Helms-Burton Blockadegesetze
nicht in Kraft gesetzt. Die seit Jahrzehnten be-
stehenden Sanktionen werden jedoch nicht auf-
gehoben.
Der Konflikt in Mexiko zwischen der mexika-
nischen Armee und einzelnen Guerilla Gruppen
im Bundesstaat Guerrero verzeichnet 1998 eine
geringe Anzahl von Todesopfern, die bei Aktio-
nen der Sicherheitskräfte ums Leben kamen.
Ebenfalls in Mexiko wird der Friedensprozeß
zwischen der zapatistischen Nationalen Befrei-
u gsarmee (EZLN) und der Zentralregierung für
den Bundesstaat Chiapas erneut stark belastet.
Nach einem Massaker am 22.12.1997 an 45
Tzotil Indianern, und trotz einem Entwurf zu
einer Verfassungsänderung zugunsten der
Rechte der Indianer kommen die Friedensver-
handlungen nicht wieder in Gang. Anfang Juni
tritt Bischof Samuel Ruiz Garcia als Vorsitzen-
der der vermittelnden Organisation Conai zu-
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rück. Am selben Tag erklärt sich die Conai
selbst als aufgelöst. Im Juli verkündet der In-
nenminister einen neuen Friedensplan. Neue
Impulse erfährt der Friedensprozeß aber erst
Ende November, als sich zum ersten Mal seit
Januar 1997 Vertreter der Zapatisten und der
parlamentarischen Vermittlungskommission
Cocopa in San Cristobal treffen.
Mehrere latente Grenzfragen bestehen weiter,
wie die Gebietsansprüche von Guatemala an
Belize und die Ansprüche von Nicaragua an
Kolumbien auf die San-Andres-Inseln. Der
Disput zwischen Venezuela und Kolumbien
um die kolumbianischen Monjes-Inseln wird
nicht mehr thematisiert. Spannungen treten da-
gegen um die Kontrolle der Grenze beim Kampf
gegen die Guerilla und den Drogenschmuggel
auf. Im Streit zwischen V ezuela und Guyana
um den venezolanischen Anspruch auf die
Essequibo-Region wurde 1993 die Eins tzung
eines Vermittlers vereinbart. Nachdem sich bei-
de Seiten geeinigt haben eine friedliche Lösung
herbeizuführen, hat Venezuela seinen Anspruch
nicht mehr erneuert, so daß der Konflikt als
passiv beigelegt betrachtet werden kann. Mit
dem Abkommen von Ilo 1993 erhielt Bolivien
von Peru eine Freihandelszone am Pazifik. Die
bolivianischen Ansprüche an Chile auf einen
Zugang zu Meer bleiben jedoch bestehen. Im
Konflikt um die Falkland-Inseln zwischen Ar-
gentinien und Großbritannien hat der argenti-
nische Präsident Menem im Oktober 1998 erst-
mals Großbritannien besucht, um die bislang
erreichte Aussöhnung zu dokumentieren und die
Wirtschaftsbeziehungen zu vertiefen. Bei kei-
nem dieser Gebietskonflikte gehen die Akteure
von einer tatsächlichen Änderung der bestehen-
den Grenzen aus. Durch die Stabilisierung der
Demokratien und die vertiefte ökonomische
Zusammenarbeit werden die Konflikte innen-
politisch weniger instrumentalisiert. Mit einer
passiven Beilegung in näherer Zukunft ist daher
zu rechnen.
Der seit 150 Jahren bestehende und immer wie-
der eskalierende Konflikt um das Gebiet der
Kondorberge zwischen P ru und Ecuador ist
am 25.10. beigelegt worden. An diesem Tag
unterzeichneten die beiden Konfliktparteien den
von den Garantiestaaten USA, Argentinien,
Brasilien und Chile ausgearbeiteten Friedens-
vertrag in der brasilianischen Hauptstadt. Mit
der Unterzeichnung des Vertrags wird der be-
reits bestehende Status quo weitgehend bestä-
tigt: Peru wird das umstrittene Gebiet zugespro-
chen, in dem es schon jahrzehntelang die Sou-
veränität ausübt; im Gegenzug werden Ecuador
Handels- und Schiffahrtsrechte auf dem Ama-
zonas sowie die privat- wirtschaftliche Nutzung
eines 20 Quadratkilometer großen Areals in der
Tiwinza- Schlucht eingeräumt, dessen Souverä-
nität allerdings bei Peru v bleibt. Um zukünfti-
gen militärischen Zusammenstößen vorzubeu-
gen, verpflichtet der Friedensvertrag beide Par-
teien zu Errichtung eines Naturschutzparks ent-
lang ihrer Grenzen, in dem keine Truppen sta-
tioniert sein dürfen.
In Peru gelingt es dem zivil-militärischen Re-
gime von Präsident Fujimori die Guerilla militä-
risch zu besiegen und den Krieg zu beenden.
Der Leuchtende Pfad (Sendero Luminoso) ist
gespalten und die zum Weiterkämpfen bereite
Fraktion ist nur noch zu sporadischen Anschlä-
gen in der Lage. Auch die MRTA ist politisch
isoliert und die spektakuläre Besetzung der ja-























Die Auseinandersetzung mit den Dschungel-
kämpfern in Surinam in den 80er Jahren ist
nach einem neuerlichen Aufflammen 1994
durch passive Beilegung faktisch beendet.
Nach der halbherzigen Friedensinitiative des
Ex-Präsidenten Samper wird der Krieg in Ko-
lumbien fortgesetzt. Die Mehrzahl der Gueril-
laverbände gibt nach den Friedensabkommen
von 1991 den bewaffneten Kampf auf und inte-
griert sich teilweise in das politische System.
Die beiden größten Gruppen, die FARC  und die
ELN , kämpfen jedoch weiter. Sie haben zwar
keine Aussichten auf einen militärischen Sieg,
ab r sie können ihre Positionen verbessern und
sind heute stärker als je zuvor. Trotz andauern-
der intensiver Kämpfe initiiert die Regierungs-
seite, die ebensowenig militärisch gewinnen
kann, hochrangige Kontakte. Der neue Präsident
Pastrana trifft sich erstmals direkt mit Führern
der FARC. Unter Vermittlung der deutschen
K rchen hat auch die ELN Gespräche mit Regie-
rungsvertretern in Würzburg geführt. Beide
Sei en scheinen erstmals an ernsthaften Ver-
handlungen interessiert. Von einer D eskalation
kann in Kolumbien aber noch nicht gesprochen
werden.
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Maßnahmen der Konfliktbearbeitung 1998
1998 ist die zunehmende Verrechtlichung der In-
ternationalen Beziehungen insbesondere auf dem
Gebiet der Menschenrechte und der internationalen
Zusammenarbeit bei der Suche nach Kriegsverbre-
chern deutlich geworden.
Der 50. Geburtstag der Allgemeinen Erklärung
der Menschenrechte erfährt damit trotz aller noch
bestehenden Defizite, die bei der Verwirklichung
der Menschenrechte in allen Ländern noch zu be-
klagen sind, eine bedeutende und nachhaltige Auf-
wertung. Der Internationale Gerichtshof in Den
Haag, die ad hoc Tribunale in Arusha und Den
Haag  für Verbrechen in den Kriegen in Ruanda und
dem ehemaligen Jugoslawien und der Beschluß über
die Einrichtung eines permanenten Strafgerichts-
hofs sind Ausdrucks des Willens der Völkergemein-
schaft zumindest Kriegsverbrechen nicht länger
ungesühnt zu lassen. Die Festnahme von Argentini-
ens Ex-Diktator Pinochet kündigt den historischen
Wandel im Völkerrecht an, daß Regierungschefs
und Staatsoberhäupter für Handlungen in ihrer Re-
gierungszeit, insbesondere im Ausland, nicht auto-
matisch Immunität genießen.
Die zweite bedeutende Entwicklung bei der Kon-
fliktbearbeitung ist die weitere Stärkung regio aler
Institutionen und Organisationen.
Im Oktober sprechen sich die EU Außenminister für
eine Stärkung der WEU als einer eigenen europäi-
sche Streitmacht aus. Die NATO erzielt im Kosovo-
Ko flikt mit Drohgebärden ein zeitweiliges Abflau-
en der Kämpfe. Die OSZE hat, neben ihren klassi-
schen Aufgaben der Prävention und des Minderhei-
tenschutzes, eine neue Beobachtermission in den
Kosovo entsendet. Aber auch in Afrika haben sich
die OAU und die ECOWAS intensiv in zahlreichen
Konflikten um Deeskalation bemüht. Die UNO hat,
wie in den Jahren zuvor keine neuen Friedensmis-
sionen entsendet. Bis auf die Ein ämmung der Irak-
Kris  sowie die Raketenangriffe der USA auf Ein-
richtungen im Sudan und in Afghanistan nach A-
schlägen auf zwei ihrer Botschaften haben die
Großmächte USA, Rußland und China nicht direkt
in Konflikte einge riffen.
1998 erstmals
ergriffene Maßnahmen
Europa Afrika Amerika Asien Orient Gesamt
Einvernehmliche Lösung (z.B.
Abkommen, Friedensvertrag)
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